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Kundeninformation zur Glasversicherung
AGIB 2011 5.12

Wichtige Informationen

1.  Allgemeine Informationen zum Unternehmen

Name des Unternehmens: HDI Versicherung Aktiengesellschaft 

Sitz: HDI-Platz 1, 30659 Hannover 

Handelsregister: Hannover HRB 58934

Die HDI Versicherung AG unterliegt der Aufsicht durch die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn Regi-
sternummer: VU-Nr. 5085)

Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmens ist im In- und Ausland der Betrieb 
aller Versicherungszweige der Schaden- und Unfallversicherung, außer Schie-
nenfahrzeug-Kasko und Transportgüter sowie zusätzlich Beistandsleistungen.

2. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Grundlage des Versicherungsverhältnisses sind

– die „ Allgemeinen Glas-Versicherungsbedingungen (AGlB 2011)“,

– vereinbarte Klauseln,

Sie finden diese auf den nächsten Seiten dieser Kundeninformation.

Die Glasversicherung leistet Entschädigung für versicherte Sachen (siehe §3 AGlB 
2011), die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden (siehe §1 
AGlB 2011). Darüber hinaus ersetzen wir im Zusammenhang mit dem Versiche-
rungsfall die versicherten Kosten. Entschädigung wird geleistet zum Neuwert (Wie-
derbeschaffungspreis für Sachen gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand). 

3. Beitrag und Einzelheiten zur Zahlung des Beitrags

Der Beitrag für Einfamilienhäuser, Wochenendhäuser, Wohnungen und Mehrfami-
lienhäuser berechnet sich aufgrund der vorhandenen Wohneinheiten. Für Objekte 
über 300 qm Fläche wird ein Beitragszuschlag berechnet. Die Erweiterung des 
Versicherungsschutzes (Einschluss eines Paketes sowie individuelle Erweiterungen) 
ist gegen Mehrbeitrag möglich. Es handelt sich grundsätzlich um Jahresbeiträge. 
Die Beiträge enthalten jeweils die gesetzliche Versicherungsteuer. Eine unterjährige 
Zahlweise können Sie beantragen. Den Beitrag, den Sie für den Versicherungs-
schutz zu entrichten haben, finden Sie im Antrag bzw. im Angebot.

Der erste Beitrag ist unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des 
Versicherungsscheins fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als Erstbeitrag die erste Rate des ersten Jahresbeitrages. Der Folgebeitrag ist 
jeweils zum vereinbarten Zeitpunkt fällig.

Wenn Sie mit uns das Lastschriftverfahren vereinbaren, werden wir den Beitrag 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit vom angegebenen Konto abbuchen. Bitte tragen Sie 
dafür Sorge, dass zu diesem Zeitpunkt eine ausreichende Deckung auf dem Konto 
gegeben ist.

4. Zustandekommen des Vertrags
Der Abschluss eines Versicherungsvertrags setzt zwei übereinstimmende Willenser-
klärungen voraus. Der Versicherungsvertrag kommt somit durch Ihren Antrag und 
die Übersendung des Versicherungsscheins oder durch Annahmeerklärung durch 
uns wirksam zustande, sofern Sie Ihre bereits abgegebene Vertragserklärung (bei-
spielsweise in Form des ausgefüllten Versicherungsantrags) nicht wirksam wider-
rufen (Einzelheiten zum Widerrufsrecht siehe unter 6.). Der Versicherungsschutz 
beginnt dann zum beantragten Zeitpunkt, es sei denn wir weisen im Versicherungs-
schein einen abweichenden Versicherungsbeginn aus. Voraussetzung ist, dass Sie 
den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig zahlen.

5. Gebühren und Kosten
Zusätzliche Gebühren oder Kosten für die Antragsbearbeitung werden nicht erho-
ben. Vermittler sind nicht berechtigt, von Ihnen irgendwelche besonderen Gebüh-
ren oder Kosten für die Aufnahme des Antrags zu erheben.

6. Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, 
die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 
Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung 
und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, bei 
Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr jedoch nicht 
vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312e Abs. 1 Satz 1  
des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in Verbindung mit § 3 der 
BGB-Informationspflichtenverordnung bzw. künftig Artikel 246 § 3 
des Einführungsgesetzes zum BGB. Zur Wahrung der Widerrufsfrist 
genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist 
zu richten an:
HDI Versicherung AG, HDI-Platz 1, 30659 Hannover 
oder per Fax: HDI Versicherung AG, (0511) 645-4545 
oder per E-Mail: info@hdi.de.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, 
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Wider-
rufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, 
dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des 
Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei 
handelt es sich um 1/360 des im Versicherungsschein ausgewiese-
nen Tarif-Jahresbeitrags pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender 

Wichtige Vertragsunterlagen!
Unbedingt aufheben.

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
bitte nehmen Sie diese Kundeninformation zu Ihren Unterlagen. Sie enthält ebenso wie der Versicherungsschein alles Wichtige zu Ihrem Vertrag.
Geben Sie künftig bitte bei allen Anfragen sowie bei jedem Schriftwechsel Ihre Versicherungsnummer zur Glasversicherung an. Sie finden diese auf dem Versicherungs-
schein.

HDI Versicherung AG · Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Heinz-Peter Roß
Vorstand: Ulrich Rosenbaum (Vorsitzender), Gerhard Frieg, Barbara Riebeling
Handelsregister: Sitz Hannover; HR Hannover B 58934
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Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 
Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfan-
gene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. 
Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt 
wurde, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Widerrufen 
Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungs-
vertrag weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit 
einer Laufzeit von weniger als einem Monat.

7. Laufzeit des Vertrags; Kündigungsmöglichkeiten
Der Vertrag hat eine Laufzeit von mindestens einem Jahr und verlängert sich jeweils 
um ein Jahr, wenn er nicht spätestens drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt 
wird. (§ 13 AGlB 2011). Darüber hinaus haben Sie ein außerordentliches Kündi-
gungsrecht
–  nach einem Versicherungsfall (§ 25 der AGlB 2011),
–  nach Wegfall des versicherten Interesses (§ 13 AGlB 2011)
–  wenn sich der Beitrag nach einer Vertragsanpassung aufgrund Anzeigepflichts-

verletzung oder Gefahrerhöhung um mehr als 10 % erhöht (§§10, 11AGlB 
2011)

8. Anwendbares Recht, Sprache und zuständiges Gericht
Dem Vertrag liegt deutsches Recht zugrunde. Auf den Vertrag einschließlich aller 
Vorabinformationen und Kommunikation während der Laufzeit des Vertrags findet 
allein die deutsche Sprache Anwendung. Für Klagen gegen den Versicherer oder 
Versicherungsvermittler aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung (ZPO) auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht 
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage-
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

9. Aufsichtsbehörde / Außergerichtliche Beschwerdestelle
Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Meinungsverschieden-
heiten bei der Vertragsabwicklung auf, können Sie sich jederzeit an uns oder die für 
uns zuständige Aufsicht wenden. Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Sektor 
Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.
Unser Unternehmen ist zudem Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. 
Sie können damit das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in 
Anspruch nehmen. 
Versicherungsombudsmann e.V., Postfach 08 06 32, 10006 Berlin; 
Tel.: 0800 3696000, Fax: 0800 3699000; 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und für Verbraucher 
kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Er überprüft neutral, schnell und unbü-
rokratisch die Entscheidungen der Versicherer. Das Verfahren ist für Sie als Ver-
braucher kostenlos. Sie tragen nur eigene Kosten wie beispielsweise für Porto und 
Telefongespräche. Sie brauchen die Entscheidung des Ombudsmanns, egal wie sie 
ausfällt, nicht zu akzeptieren. Ihnen steht immer noch der Weg zu den Gerichten 
offen. Sofern der Ombudsmann die Beschwerde zu Ihren Gunsten entscheidet, 
muss sich der Versicherer bis zu einem Betrag von 10.000 Euro daran halten.

Mitteilung über die Folgen einer Verletzung der 
gesetzlichen Anzeigepflicht

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es not-
wendig, dass Sie die Antragsfragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung bei-
messen. Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn 
Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den 
Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Informa-
tion entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten 
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahr-
heitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, 
sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeige-
pflicht verletzt wird?
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück-
treten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahr-
lässigkeit vorliegt. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir 
kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. Im Fall des 
Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt 
des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
–  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
–  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt haben. Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertrags-
zeit entspricht.

2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeige-
pflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Unser Kündi-
gungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die ande-
ren Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht 
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich durch die Vertragsänderung der 
Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses 
Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsände-
rung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer 
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für 
diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. Wir können uns auf die Rechte 
zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen 
mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungs-
fälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so 
sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsän-
derung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und 
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksich-
tigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.
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Erklärung zum Datenschutz (Einwilligungsklausel)

I. Bedeutung dieser Erklärung und Widerrufsmöglichkeit
Ihre personenbezogenen Daten benötigen wir, die HDI Versicherung AG [nachfol-
gend auch der Versicherer], insbesondere zur Einschätzung des zu versichernden 
Risikos (Risikobeurteilung), zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch, zur 
Überprüfung unserer Leistungspflicht, zu Ihrer Beratung und Information sowie 
allgemein zur Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung. Personenbezogene 
Daten dürfen nach geltendem Datenschutzrecht nur erhoben, verarbeitet oder 
genutzt werden (Datenverwendung), wenn dies ein Gesetz ausdrücklich erlaubt 
oder anordnet oder wenn eine wirksame Einwilligung des Betroffenen vorliegt.
Nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist die Verwendung Ihrer allgemei-
nen personenbezogenen Daten (z.B. Alter oder Adresse) erlaubt, wenn es der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauens-
verhältnisses dient (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). Das Gleiche gilt, soweit es zur Wah-
rung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen 
an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt (§ 28 Abs. 1 Nr. 2 
BDSG). Die Anwendung dieser Vorschriften erfordert in der Praxis oft eine umfang-
reiche und zeitintensive Einzelfallprüfung. Auf diese kann bei Vorliegen dieser 
Einwilligungserklärung verzichtet werden. Zudem ermöglicht diese Einwilligungs-
erklärung eine Datenverwendung auch in den Fällen, die nicht von den Vorschriften 
des Bundesdatenschutzgesetzes erfasst werden. (Vgl. dazu Ziffer II.)
Einen weitergehenden Schutz genießen besondere personenbezogene Daten 
(wie z. B. Ihre Gesundheitsdaten). Wir dürfen sie im Regelfall nur verwenden, 
soweit Sie eingewilligt haben.
Die Einwilligung ist ab dem Zeitpunkt der Antragstellung wirksam. Sie wirkt unab-
hängig davon, ob später der Versicherungsvertrag zustande kommt. Es steht Ihnen 
frei, diese Einwilligung mit Wirkung für die Zukunft jederzeit ganz oder teilweise zu 
widerrufen. Dies lässt aber die gesetzlichen Datenverarbeitungsbefugnisse unbe-
rührt. Sollte die Einwilligung ganz oder teilweise verweigert werden, kann das dazu 
führen, dass ein Versicherungsvertrag nicht zustande kommt.

II. Erklärung zur Verwendung Ihrer allgemeinen personenbezogenen 
Daten

Hiermit willige ich ein, dass meine allgemeinen personenbezogenen 
Daten unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und der Datenver-
meidung verwendet werden
1. a) zur Risikobeurteilung, zur Vertragsabwicklung und zur Prüfung der  

 Leistungspflicht durch die HDI Versicherung AG;
 b) zur Weitergabe an den/die für mich zuständigen Vermittler, soweit dies der  

 ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegenheiten  
 dient;

2. zur Risikobeurteilung durch Datenaustausch mit dem Vorversicherer, nach dem 
ich bei Antragstellung befragt wurde;

3. zur Führung von gemeinschaftlichen Datensammlungen der HDI- und HDI-
Gerling-Versicherungsunternehmen (zu denen auch die Talanx Gesellschaf-
ten zählen, die im Internet unter www.talanx.de einsehbar sind oder mir auf 
Wunsch mitgeteilt werden), um die Anliegen im Rahmen der Antrags-, Ver-
trags- und Leistungsabwicklung schnell, effektiv und kostengünstig bearbeiten 
zu können (z.B. richtige Zuordnung Ihrer Post oder Beitragszahlungen). Diese 
Datensammlungen enthalten Daten wie Name, Adresse, Geburtsdatum, Kun-
dennummer, Versicherungsnummer, Kontonummer, Bankleitzahl, Art der beste-
henden Verträge, sonstige Kontaktdaten;

4. zur Risikobeurteilung und Abwicklung der Rückversicherung. Dies erfolgt durch 
Übermittlung an und zur Verwendung durch die Rückversicherer, bei denen 
mein zu versicherndes Risiko geprüft oder abgesichert werden soll. Eine Absi-
cherung bei Rückversicherern im In- und Ausland dient dem Ausgleich der 
vom Versicherer übernommenen Risiken und liegt damit auch im Interesse der 
Versicherungsnehmer. In einigen Fällen bedienen sich Rückversicherer weite-
rer Rückversicherer, denen sie – sofern erforderlich – ebenfalls entsprechende 
Daten übermitteln;

5. durch andere Unternehmen/Personen innerhalb und außerhalb des Talanx-
Konzerns, denen der Versicherer oder ein Rückversicherer Aufgaben ganz oder 
teilweise zur Erledigung überträgt (z.B. Dienstleistungsgesellschaften). Diese 
Dienstleistungsgesellschaften werden eingeschaltet, um die Antrags-, Vertrags- 
und Leistungsabwicklung möglichst schnell, effektiv und kostengünstig zu 
gestalten. Eine Erweiterung der Zweckbestimmung der Datenverwendung ist 
damit nicht verbunden. Die Dienstleistungsgesellschaften sind im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung verpflichtet, ein angemessenes Datenschutzniveau sicher 
zu stellen, einen zweckgebundenen und rechtlich zulässigen Umgang mit den 
Daten zu gewährleisten sowie den Grundsatz der Verschwiegenheit zu beach-
ten. Derzeit hat unsere Gesellschaft die Antrags-, Vertrags- und Leistungsab-
wicklung der HDI Kundenservice AG übertragen.

6. zur Verhinderung des Versicherungsmissbrauchs bei der Risikobeurteilung 
und bei der Klärung von Ansprüchen aus dem Versicherungsverhältnis durch 
Nutzung einer besonderen Konzerndatenbank der Unternehmen des Talanx-
Konzerns sowie durch Nutzung eines Hinweis- und Informationssystems (HIS) 
der Versicherungswirtschaft, das von der informa Insurance Risk and Fraud Pre-
vention GmbH betrieben wird. Die HDI Versicherung AG meldet erhöhte Risiken 
und Auffälligkeiten, die auf einen Versicherungsbetrug hindeuten könnten, in 
das HIS ein oder fragt sie aus dem HIS ab. Im Leistungsfall kann es für eine 
genauere Prüfung erforderlich sein, mit anderen Versicherungsunternehmen 
personenbezogene Daten auszutauschen.

7. zur Beratung und Information über Versicherungs- und sonstige Finanzdienst-
leistungen durch die HDI- und HDI-Gerling-Versicherungsunternehmen oder 
andere Unternehmen des Talanx-Konzerns oder den für mich zuständigen Ver-
mittler.
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Zusammenfassung des möglichen Versicherungsumfangs für die Glasversicherung
Dem Vertrag liegen die Allgemeinen Glas-Versicherungsbedingungen (AGlB 2011) zugrunde. Dazu gehören unter anderem: 

Grunddeckung und Paket Basis Klausel GL3300 / Basisschutz

Entschädigungs- 
Grenzen für alle  
Deckungsumfänge

Gebäude- und Mobiliar-
verglasung für:
Wohnungen
Einfamilienhäuser
Wochenendhäuser

Alle Gebäude-
verglasungen eines 
Mehrfamilienhauses

Gebäudeverglasungen 
eines Mehrfamilien-
hauses, die dem 
allgemeinen Gebrauch 
dienen

Versicherte Sachen

Fertig eingesetzte und montierte Verglasungen 
von Nebengebäuden und Gewächshäusern

✓ ✓ ✓

Verglasungen von Fenstern, Türen, Balkonen, 
Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, 
Loggien, Wetterschutzvorbauten, Dächern, 
Brüstungen, Sonnenkollektoren, Photovoltaik-
anlagen

✓ ✓ ✓

Duschkabinen ✓ ✓

Glasbausteine, Profilbaugläser, Lichtkuppeln 
aus Glas oder Kunststoff

✓ ✓ ✓

Glasscheiben von Bildern, Schränken, Vitrinen, 
Stand-, Wand- und Schrankspiegeln,  
Glasplatten

✓

Glasscheiben und Sichtfenster von Öfen,  
Elektro- und Gasgeräten

✓

Glaskeramik-Kochflächen ✓

Glasscheiben von Aquarien und Terrarien ✓

Scheiben von gewerblich genutzten Räumen Bis 3 qm Glasfläche

Laden- und Schaufensterscheiben Bis 5 qm Glasfläche Bis 5 qm Glasfläche

Versicherte Kosten

Kosten Für Notverschalungen, Notverglasungen ✓

Entsorgungskosten ✓

Kran- und Gerüstkosten 2.000 EUR

Kosten aufgrund der Erneuerung von  
Anstrichen, Malereien, Schriften, Verzierungen, 
Lichtfilterlacken und Folien

2.000 EUR

Kosten für die Beseitigung und das Wieder-
anbringen von Sachen (z.B. Markisen oder 
Schutzgitter)

2.000 EUR

Kosten für die Beseitigung von Schäden an 
Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, 
Schutz- und Alarmeinrichtungen

2.000 EUR

Weiterhin besteht die Möglichkeit, umfassende Deckungserweiterungen über Paketlösungen zu vereinbaren.

Paket „Kosten Plus “ Klausel GL 3301

Entschädigungsgrenzen

Kran- und Gerüstkosten 5.000 EUR

Kosten aufgrund der Erneuerung von  
Anstrichen, Malereien, Schriften, Verzierungen, 
Lichtfilterlacken und Folien 

5.000 EUR

Kosten für die Beseitigung und das Wieder-
anbringen von Sachen (z.B. Markisen oder 
Schutzgitter) 

5.000 EUR

Kosten für die Beseitigung von Schäden an 
Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, 
Schutz- und Alarmeinrichtungen

5.000 EUR
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§ 1 Welche Gefahren und Schäden sind versichert?

§ 2 Welche Gefahren sind nicht versichert?

§ 3 Welche Sachen sind versichert und welche nicht?

§ 4 Welche Kosten sind versichert?

§ 5 Wo sind die Sachen versichert?

§ 6 Wie wird die Versicherung angepasst? 

§ 7 Wie wird die Entschädigung berechnet?

§ 8 Wann wird die Entschädigung fällig?

§ 9 Was ist bei einem Wohnungswechsel zu beachten?

§ 10 Welche Gefahrerhöhungen sind anzuzeigen?

§ 11 Welche Anzeigepflichten sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung zu 
beachten?

§ 12 Wann beginnt der Versicherungsschutz? Was geschieht bei nicht recht-
zeitiger Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrags?

§ 13 Wie lange gilt der Vertrag?

§ 14 Was ist hinsichtlich der Zahlung von Folgebeiträgen zu beachten?

§ 15 Was ist bei Vereinbarung des Lastschriftverfahrens zu beachten?

§ 16 Was geschieht, wenn die vereinbarte Ratenzahlung nicht eingehalten wird?

§ 17 Für welchen Zeitraum wird der Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
erhoben?

§ 18 Welche Obliegenheiten müssen beachtet werden?

§ 19 Was ist bei einer Gefahrerhöhung zu beachten?

§ 20 (nicht belegt)

§ 21 Was geschieht bei mehrfacher Versicherung, Überversicherung oder Doppel-
versicherung?

§ 22 Was ist bei der Versicherung für fremde Rechnung zu beachten?

§ 23 Welche Aufwendungen werden im Schadenfall ersetzt? 

§ 24 Was gilt bei Übergang von Ersatzansprüchen?

§ 25 Welches Kündigungsrecht besteht nach dem Versicherungsfall?

§ 26 Wann entfällt unsere Entschädigungspflicht aus besonderen Gründen?

§ 27 Was ist bei der Mitteilung an uns zu beachten? Was gilt bei Änderung Ihrer 
Anschrift?

§ 28 (nicht belegt)

§ 29 Welche Auswirkungen haben Kenntnis und Verhalten Ihrer Repräsentanten? 

§ 30 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?

§ 31 Welches Gericht ist zuständig?

§ 32 Welches Recht findet Anwendung?

§1  Welche Gefahren und Schäden sind versichert?
1.  Wir leisten Entschädigung für versicherte Sachen (siehe § 3), die durch Bruch 

(Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden. 
2.  Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z.B. Schrammen, Muschel-
ausbrüche),

b) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Isolierverglasun-
gen.

3.  Nicht versichert sind Schäden, die durch
a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines Luftfahrzeuges, 

seiner Teile oder seiner Ladung,
b) Einbruchdiebstahl, Vandalismus,
c) Sturm, Hagel,
d) Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen 

oder Vulkanausbruch entstehen und soweit für diese anderweitig Versiche-
rungsschutz besteht.

§ 2  Welche Gefahren sind nicht versichert?
1.  Ausschluss Krieg  
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 

auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion oder Aufstand. 

2.  Ausschluss Kernenergie
 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 

auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substan-
zen.

§ 3  Welche Sachen sind versichert und welche nicht?
1.  Versicherte Sachen
 Im Rahmen des vereinbarten Umfangs (Nr. 1.a) – 1.c)) sind die fertig eingesetz-

ten oder montierten Verglasungen versichert. Dazu gehören auch eingesetzte 
oder montierte künstlerisch bearbeitete Gläser sowie Scheiben und Platten aus 
Kunststoff.

 Versichert sind auch alle fertig eingesetzten oder montierten Verglasungen von 
Nebengebäuden einschließlich Gewächshäusern 
a) Gebäude- und Mobiliarverglasungen Ihrer Wohnung, Ihres Einfamilienhau-

ses (einschließlich privat genutzter Nebenräume oder Nebengebäude) oder 
Ihres Wochenendhauses sofern dies im Versicherungsschein vereinbart ist. 

 Gebäudeverglasungen sind Glasscheiben von Fenstern, Türen, Balkonen, 
Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien, Wetterschutzvorbau-
ten, Dächern, Brüstungen, Duschkabinen, Sonnenkollektoren und Photo-
voltaikanlagen. Glasbausteine, Profilbaugläser sowie Lichtkuppeln aus Glas 
oder Kunststoff sind mitversichert. 

 Mobiliarverglasungen sind Glasscheiben von Bildern, Schränken, Vitrinen, 
Stand-, Wand- und Schrankspiegeln, Glasplatten, Glasscheiben und Sicht-
fenster von Öfen, Elektro- und Gasgeräten. Glaskeramik-Kochflächen sowie 
Glasscheiben von Aquarien und Terrarien sind mitversichert.

b) alle Gebäudeverglasungen Ihres Mehrfamilienhauses sofern dies im Versi-
cherungsschein vereinbart ist. 

 Gebäudeverglasungen sind Glasscheiben von Fenstern, Türen, Balkonen, 
Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien, Wetterschutzvorbau-
ten, Dächern, Brüstungen, Duschkabinen, Sonnenkollektoren und Photo-
voltaikanlagen. Glasbausteine, Profilbaugläser sowie Lichtkuppeln aus Glas 
oder Kunststoff sind mitversichert.

c)  die dem allgemeinen Gebrauch dienenden Gebäudeverglasungen Ihres 
Mehrfamilienhauses sofern dies im Versicherungsschein vereinbart ist. 

 Gebäudeverglasungen sind Glasscheiben von Fenstern, Türen, Balkonen, 
Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien, Wetterschutzvorbau-
ten, Dächern, Brüstungen, Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen. 
Glasbausteine, Profilbaugläser sowie Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff 
sind mitversichert.

2.  Gesondert versicherbare Sachen
 Gesondert versicherbar sind fertig eingesetzte oder montierte sonstige Sachen, 

die im Versicherungsschein ausdrücklich benannt sind.

3.  Nicht versicherte Sachen
 Nicht versichert sind

a) optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Handspiegel,

b) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind,

c) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil elektroni-
scher Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und Kommunikationsgeräte sind (z. B. 
Fernseher, Touchscreens, Displays, LCD-Monitore).

d) einzelne Laden- und Schaufensterscheiben über 5 qm Glasfläche in einem 
Mehrfamilienhaus

e) Scheiben von gewerblich genutzten Räumen über 3 qm Glasfläche in einem 
Einfamilienhaus oder einer Wohnung

Allgemeine Glas-Versicherungsbedingungen (AGlB 2011)
GL 3300 05.12
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§ 4 Welche Kosten sind versichert?
1. Versicherte Kosten
 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten für 

a)  das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, Notvergla-
sungen),

b)  das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz und 
für die Entsorgung (Entsorgungskosten).

c)  zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von versi-
cherten Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten) 
bis 2.000 EUR je Versicherungsfall,

d)  die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfilter-
lacken und Folien auf den versicherten Sachen (siehe § 3) bis 2.000 EUR je 
Versicherungsfall,

e)  das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das Einsetzen von 
Ersatzscheiben behindern (z.B. Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.) 
bis 2.000 EUR je Versicherungsfall,

f)  die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, 
Schutz- und Alarmeinrichtungen bis 2.000 EUR je Versicherungsfall.

§ 5 Wo sind die Sachen versichert?
Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Gebäude oder 
Räume von Gebäuden.
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, besteht dieser 
nur innerhalb des Versicherungsortes.

§ 6 Wie wird die Versicherung angepasst? 
1.  Anpassung des Versicherungsumfangs
 Wir passen den Umfang der Versicherung an die Preisentwicklung für Vergla-

sungsarbeiten an; entsprechend verändert sich der Beitrag.
2.  Anpassung des Beitrags
 Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden 

Jahres für die in diesem Jahr beginnende Versicherungsperiode entsprechend 
dem Prozentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt veröffentlich-
ten Preisindizes für Verglasungsarbeiten verändert haben. Für Wohnungen, 
Einfamilien- und Mehrfamiliengebäude gilt das Mittel aus den Indizes für Einfa-
milien- und Mehrfamiliengebäude. Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine 
Stelle hinter dem Komma gerundet. Maßgebend sind die für den Monat Mai 
veröffentlichten Indizes.

3. Kündigungsrecht 
 Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung unserer 

Haftung und der damit verbundenen Anpassung des Beitrags können Sie durch 
Erklärung in Textform zum Anpassungszeitpunkt kündigen. Zur Fristwahrung 
genügt die rechtzeitige Absendung. Unsere Mitteilung, in der wir Sie auf Ihr 
Kündigungsrecht hinweisen, muss Ihnen mindestens 1 Monat vor Wirksamwer-
den der Anpassung des Beitrags zugehen.

§ 7 Wie wird die Entschädigung berechnet?
1.  Geldleistung

a)  Wir gewähren im Versicherungsfall eine Geldleistung.
b)  Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die Entsorgung der zerstör-

ten oder beschädigten Sachen, deren Wiederbeschaffung in gleicher Art 
und Güte (siehe § 3), die Lieferung an den Schadenort sowie die Montage 
in ortsüblicher Höhe ersetzt werden.

c) Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadenortes (z.B. 
Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe 
(z.B. Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen) notwendig sind, 
werden nur soweit vereinbart und in vereinbarter Höhe ersetzt (siehe § 4). 

d) Wir ersetzen keine Aufwendungen, die bei der Angleichung unbeschädigter 
Sachen (z. B. Farbe und Struktur) an entschädigten Sachen sowie für ferti-
gungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erscheinungs-
bild entstehen.

e)  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn Sie die Mehrwertsteuer tat-
sächlich gezahlt haben und Sie hinsichtlich der zu entschädigenden Sachen 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

2. Notverglasung / Notverschalung
 Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Notverscha-

lungen) kann von Ihnen in Auftrag gegeben und als notwendige versicherte 
Kosten geltend gemacht werden.

3.  Kosten
a)  Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe § 4) ist der Zeitpunkt des 

Eintritts des Versicherungsfalls.
b)  Kürzungen nach Nr. 1 e) gelten entsprechend für die versicherten Kosten.

4.  Restwerte
 Restwerte werden angerechnet.

§ 8 Wann wird die Entschädigung fällig?
1.  Fälligkeit der Entschädigung
 Die Entschädigung wird fällig, wenn unsere Feststellungen zum Grunde und zur 

Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
 Sie können einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-

zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.
2.  Verzinsung
 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine wei-

tergehende Zinspflicht besteht:
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Mel-

dung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu verzin-
sen.

b) Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent 
und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

c) Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.
3.  Hemmung
 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) (und Nr. 2 b)) ist der Zeitraum 

nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Ihres Verschuldens die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4.  Aufschiebung der Zahlung
 Wir können die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an Ihrer Empfangsberechtigung bestehen;
b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen Sie oder Ihren 

Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft.

§ 9 Was ist bei einem Wohnungswechsel zu beachten?
1.  Umzug in eine neue Wohnung
 Wechseln Sie die Wohnung, geht der Versicherungsschutz auf die neue Woh-

nung über. Während des Wohnungswechsels besteht in beiden Wohnungen 
Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung 
erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit 
dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Woh-
nung gebracht werden.

2.  Mehrere Wohnungen
 Behalten Sie zusätzlich die bisherige Wohnung, geht der Versicherungsschutz 

nicht über, wenn Sie die alte Wohnung weiterhin bewohnen (Doppelwohnsitz); 
für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versicherungsschutz in 
beiden Wohnungen.

3.  Umzug ins Ausland
 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb Deutschlands, so geht der Versiche-

rungsschutz nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungsschutz in der 
bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn.

4.  Anzeige der neuen Wohnung
a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist uns spätestens bei Beginn des Einzu-

ges mit Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern bzw. sonstiger für 
die Beitragsberechnung erforderlichen Umstände anzuzeigen.

b) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder der Wert 
des Hausrates und wird der Versicherungsschutz nicht entsprechend ange-
passt, kann dies zu Unterversicherung führen.

5. Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht
a) Mit Umzugsbeginn gelten unsere am Ort der neuen Wohnung gültigen 

Tarifbestimmungen.
b) Bei einer Erhöhung des Beitrags aufgrund veränderter Beitragssätze oder 

bei Erhöhung eines Selbstbehaltes können Sie den Vertrag kündigen. Die 
Kündigung hat spätestens einen Monat nach Zugang der Mitteilung über 
die Erhöhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären.

c) Wir können bei Ihrer Kündigung den Beitrag nur in der bisherigen Höhe 
zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kündigung beanspruchen. 
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6.  Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung
a) Ziehen Sie bei einer Trennung von Ehegatten aus der Ehewohnung aus 

und bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zurück, so gelten 
als Versicherungsort (siehe § 5) Ihre neue Wohnung und die bisherige 
Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsvertrages, 
längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf Ihren 
Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz 
nur noch in Ihrer neuen Wohnung.

b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht bei einer Trennung 
von Ehegatten einer der Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Ver-
sicherungsort (siehe § 5) die bisherige Ehewohnung und die neue Woh-
nung des ausziehenden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung des 
Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der nächsten, auf den Auszug des Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Wohnung.

c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt Satz 1 entsprechend. 
Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug 
der Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versicherungsschutz 
für beide neuen Wohnungen.

7.  Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften
 Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspart-

nerschaften, sofern beide Partner am Versicherungsort gemeldet sind.
8.  Hinweis zu Mehrfamilienhäusern
 Bei der Versicherung eines Mehrfamilienhauses informieren Sie uns bitte, wenn 

sich Ihre Postanschrift in Ihrer Eigenschaft als Versicherungsnehmer ändert 
(siehe § 27). 

§ 10 Welche Gefahrerhöhungen sind anzuzeigen?
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung (siehe § 19) kann insbesondere dann vor-
liegen, wenn
a) sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist. Dies gilt 

insbesondere für tarifrelevante Merkmale wie Wohnfläche oder Anzahl der 
Wohneinheiten

b) sich anlässlich eines Wohnungswechsels (siehe § 9) ein Umstand ändert, nach 
dem im Antrag gefragt worden ist

c) eine ansonsten ständig bewohnte Wohnung/Einfamilienhaus länger als 7 
Monate unbewohnt ist

d) das Mehrfamilienhaus dauernd oder vorübergehend leer steht
e) im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenommen wird.

§ 11 Welche Anzeigepflichten sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklä-
rung zu beachten?

1.  Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrum-
ständen

 Sie haben uns bei Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle Ihnen bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen wir in Textform gefragt haben und 
die für unseren Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen.

 Sie sind auch zur Anzeige verpflichtet, wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, 
aber vor unserer Vertragsannahme Fragen im Sinne des Satzes 1 in Textform 
stellen.

2.  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
a) Vertragsänderung
 Haben Sie die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt und hätten wir bei Kennt-

nis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedin-
gungen geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
hin rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer von Ihnen unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
so können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mit-
teilung ohne Einhaltung einer Frist in Textform kündigen. In dieser Mitteilung 
der Vertragsänderung müssen wir Sie auf Ihr Kündigungsrecht hinweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
 Verletzen Sie Ihre Anzeigepflicht nach Nummer 1, können wir vom Vertrag 

zurücktreten, es sei denn, Sie haben die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt.

 Bei grober Fahrlässigkeit Ihrerseits ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, 
wenn Sie nachweisen, dass wir den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätten.

 Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so sind wir nicht zur 
Leis tung verpflichtet, es sei denn, sie weisen nach, dass die Verletzung der 
Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich ist. Haben Sie die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet.

c) Kündigung
 Verletzen Sie Ihre Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 

können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schrift-
form kündigen, es sei denn, wir hätten den Vertrag bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.

d) Ausschluss von unseren Rechten 
 Unsere Rechte zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung 

(c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrenum-
stand oder die unrichtige Anzeige kannten.

e) Anfechtung
 Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt 

unberührt.
3. Frist für die Ausübung unserer Rechte 
Wir müssen die Rechte zur Vertragsänderung (2 a)), zum Rücktritt (2 b)) oder zur 
Kündigung (2 c)) innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die 
Umstände angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen; zur Begründung können 
wir nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniser-
langung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der 
Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangen, die das von 
uns jeweils geltend gemachte Recht begründen.
4.  Rechtsfolgenhinweis
Uns stehen die Rechte zur Vertragsänderung (2 a)), zum Rücktritt (2 b)) und zur 
Kündigung (2 c)) nur zu, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen haben.
5.  Vertragsschluss durch Ihren Vertreter
Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist Ihres Vertreters als auch die 
Kenntnis und die Arglist von Ihnen zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder Ihrem Vertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fallen.
6.  Erlöschen unserer Rechte 
Unsere Rechte zur Vertragsänderung (2 a)), zum Rücktritt (2 b)) und zur Kündigung 
(2 c)) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht 
für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft 
sich auf zehn Jahre, wenn Sie oder Ihr Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt haben.

§ 12 Wann beginnt der Versicherungsschutz? Was geschieht bei nicht 
rechtzeitiger Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages?

1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt, wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von 
Nr. 2 zahlen.
2.  Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.
Zahlen Sie nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt, beginnt 
der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein von Ihrem Antrag oder den getroffenen Verein-
barungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach 
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als erster Beitrag.
3.  Rücktrittsrecht bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fäl-
ligkeitszeitpunkt gezahlt, so können wir vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
haben.
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4.  Leistungsfreiheit 
Wenn Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt zahlen, so sind wir für einen vor Zahlung des Beitrags 
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam 
gemacht haben.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn Sie die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten haben.

§ 13 Wie lange gilt der Vertrag?
1. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.
2. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag 
um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung in Schriftform 
zugegangen ist.
3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten von Ihnen schriftlich gekündigt werden.
Die Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen.
4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.
5.  Wegfall des versicherten Interesses
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet der 
Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem wir vom Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt 
haben.
a) Soweit Versicherungsschutz für Glas im privaten Haushalt vereinbart ist, gilt

aa) als Wegfall des versicherten Interesses insbesondere die vollständige und 
dauerhafte Auflösung des Haushaltes nach Ihrer Aufnahme in eine statio-
näre Pflegeeinrichtung oder nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwoh-
nung. 

bb) Das Versicherungsverhältnis endet bei Ihrem Tod zum Zeitpunkt der Kennt-
niserlangung durch uns über die vollständige und dauerhafte Haushalts-
auflösung, spätestens jedoch zwei Monate nach Ihrem Tod, wenn nicht bis 
zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben Weise nutzt wie 
Sie. 

Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten Interesses.
b) Soweit Versicherungsschutz für Gebäudeverglasungen im Mehrfamilienhaus 

vereinbart ist, gilt als Wegfall des versicherten Interesses insbesondere das 
Ende Ihrer Verfügungsgewalt über das versicherte Mehrfamilienhaus (z.B. Im 
Falle der Veräußerung des Besitz- oder Gefahrenübergangs, spätestens bei 
grundbuchamtlicher Umschreibung).

§ 14 Was ist hinsichtlich der Zahlung von Folgebeiträgen zu beachten?
1.  Fälligkeit 
a) Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweiligen Versiche-

rungsperiode fällig.
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein 

oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.
2. Schadenersatz bei Verzug
Sind Sie mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, so sind wir berechtigt, 
Ersatz des uns durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
a) Wir können Sie bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf Ihre 

Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindes-
tens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mah-
nung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn wir je Vertrag die rückständigen 
Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffern und außerdem 
auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der 
nicht fristgerechten Zahlung hinweisen.

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche-
rungsfall ein und sind Sie bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung 
des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so sind wir von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

c) Wir können nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung in Schrift-
form kündigen, sofern Sie mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug 
sind.

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass diese mit Fristablauf wirksam wird, wenn Sie zu diesem Zeitpunkt mit der 
Zahlung in Verzug sind. Hierauf müssen wir Sie bei der Kündigung ausdrücklich 
hinweisen. 
4.  Zahlung des Beitrags nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn Sie innerhalb eines Monats nach der Kün-
digung oder, wenn diese mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb 
eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leisten. Die Regelung über unsere Leis-
tungsfreiheit (Nr. 3 b)) bleibt unberührt.

§ 15 Was ist bei Vereinbarung des Lastschriftverfahrens zu beachten?
Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als 
rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im Versicherungsschein angegebenen Fäl-
ligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten Einziehung nicht 
widersprechen.
Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach unserer in 
Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung erfolgt.
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil Sie die Einzugsermächti-
gung widerrufen haben, oder haben Sie aus anderen Gründen zu vertreten, dass 
der Beitrag nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.
Sie sind zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn Sie hierzu von uns 
in Textform aufgefordert worden sind.

§ 16 Was geschieht, wenn die vereinbarte Ratenzahlung nicht einge-
halten wird?

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch ausstehen-
den Raten sofort fällig, wenn Sie mit der Zahlung einer Rate im Verzug sind.
Ferner können wir für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

§ 17 Für welchen Zeitraum wird der Beitrag bei vorzeitiger Vertrags-
beendigung erhoben?

1.  Allgemeiner Grundsatz
a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der Versi-

cherungsperiode steht uns für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 
des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz 
bestanden hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, steht 
uns der Beitrag zu, den wir hätten beanspruchen können, wenn die Versiche-
rung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem wir vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt haben.

2. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung 
und fehlendem versicherten Interesse

a) Üben Sie Ihr Recht aus, Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 
widerrufen, haben wir nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil des Beitrags zu erstatten. Voraussetzung ist, dass wir in der Beleh-
rung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu 
zahlenden Betrag hingewiesen und Sie zugestimmt haben, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, haben wir zusätzlich den für das 
erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn Sie 
Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen haben.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch unseren Rücktritt beendet, weil Sie 
Gefahrumstände, nach denen wir vor Vertragsannahme in Textform gefragt 
haben, nicht angezeigt haben, so steht uns der Beitrag bis zum Wirksamwerden 
der Rücktrittserklärung zu.

 Wird das Versicherungsverhältnis durch unseren Rücktritt beendet, weil der 
einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht 
uns eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch unsere Anfechtung wegen arglistiger 
Täuschung beendet, so steht uns der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung zu.

d) Sie sind nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Inte-
resse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei 
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einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Wir können jedoch eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

 Haben Sie ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Uns steht in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
wir von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangen.

§ 18 Welche Obliegenheiten müssen beachtet werden?

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die Sie vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen haben, sind:

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbar-
ten Sicherheitsvorschriften

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten

b) Verletzten Sie vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die Sie vor 
Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber uns zu erfüllen haben, so können 
wir innerhalb eines Monats, nachdem wir von der Verletzung Kenntnis erlangt 
haben, den Vertrag fristlos in Schriftform kündigen. Unser Kündigungsrecht ist 
ausgeschlossen, wenn Sie beweisen, dass Sie die Obliegenheit weder vorsätz-
lich noch grobfahrlässig verletzt haben.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls

a) Sie haben bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen;

bb) uns den Schadeneintritt, nachdem Sie von ihm Kenntnis erlangt haben, 
unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;

cc) unsere Weisungen zur Schadenabwendung/-minderung – ggf. auch münd-
lich oder telefonisch –  einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten;

dd) unsere Weisungen zur Schadenabwendung/-minderung, soweit für Sie 
zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, haben Sie nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu handeln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der 
Polizei anzuzeigen;

ff) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder 
die beschädigten Sachen durch uns freigegeben worden sind. Sind Verän-
derungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu doku-
mentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer 
Besichtigung durch uns aufzubewahren;

gg) soweit möglich uns unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen in Schrift-
form – zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des 
Umfanges unserer Leistungspflicht erforderlich ist sowie jede Untersu-
chung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der 
Entschädigungspflicht zu gestatten;

hh) uns angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung Ihnen billiger-
weise zugemutet werden kann;

b) Steht das Recht auf unsere vertragliche Leistung einem Dritten zu, so hat dieser 
die Obliegenheiten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies 
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzen Sie eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so sind wir von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Oblie-
genheit sind wir berechtigt, unsere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das 
der Schwere Ihres Verschuldens entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit haben Sie zu beweisen.

b)  Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung sind wir jedoch zur 
Leistung verpflichtet, soweit Sie nachweisen, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich ist.

c) Verletzen Sie eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit, sind wir nur dann vollständig oder teilweise 
leistungsfrei, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen haben.

§ 19 Was ist bei einer Gefahrerhöhung zu beachten?
1. Begriff der Gefahrerhöhung
a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung die 

tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des 
Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens oder unsere unge-
rechtfertigte Inanspruchnahme wahrscheinlicher wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn 
sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem wir vor Vertragsschluss 
gefragt haben (siehe § 10).

c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheb-
lich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

2.  Ihre Pflichten 
a) Nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung darf ohne unsere vorherige Zustimmung 

keine Gefahrerhöhung vorgenommen oder deren Vornahme durch einen Drit-
ten gestatten werden.

b) Erkennen Sie nachträglich, dass ohne unsere vorherige Zustimmung eine Gefahr-
erhöhung vorgenommen oder gestattet wurde, so müssen Sie uns diese unver-
züglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe Ihrer Vertragserklärung unabhängig von 
Ihrem Willen eintritt, müssen Sie uns unverzüglich anzeigen, nachdem Sie von 
ihr Kenntnis erlangt haben.

3.  Rechtsfolgen der Pflichtverletzung
a) Unser Kündigungsrecht 
 Verletzen Sie Ihre Verpflichtung nach Nr. 2 a), können wir den Vertrag in Schrift-

form fristlos kündigen, wenn Sie Ihre Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verletzt haben. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
haben Sie zu beweisen.

 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, können wir unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat schriftlich kündigen.

 Wird uns eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, 
können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schrift-
form kündigen.

b) Vertragsänderung
 Statt der Kündigung können wir ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen 

unseren Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen 
oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent 
oder schließen wir die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung ohne Einhal-
tung einer Frist in Textform kündigen. In der Mitteilung haben wir Sie auf dieses 
Kündigungsrecht hinzuweisen.

4.  Erlöschen unserer Rechte
Unsere Rechte zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn 
diese nicht innerhalb eines Monats ab unserer Kenntnis von der Gefahrerhöhung 
ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefah-
rerhöhung bestanden hat.
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so sind wir nicht 

zur Leistung verpflichtet, wenn Sie Ihre Pflichten nach Nr. 2a) vorsätzlich ver-
letzt haben. Verletzen Sie diese Pflichten grob fahrlässig, so sind wir berechtigt, 
unsere Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere Ihres Verschul-
dens entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit haben Sie zu 
beweisen.

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) sind wir für einen Versiche-
rungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
uns die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn Sie Ihre 
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt haben. Haben Sie Ihre Pflicht grob fahrlässig 
verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Unsere Leistungspflicht bleibt 
bestehen, wenn uns die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem uns die 
Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c) Unsere Leistungspflicht bleibt bestehen,
aa) soweit Sie nachweisen, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 

Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war 
oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für unsere Kün-
digung abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc) wenn wir statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine 
unseren Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlan-
gen.
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§ 20 (nicht belegt)

§ 21 Was geschieht bei mehrfacher Versicherung, Überversicherung 
oder Doppelversicherung?

1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme anzuge-
ben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzen Sie die Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, sind 
wir unter den in § 18 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt 
oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn 
wir vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung 
erlangt haben.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert 

und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von 
jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder 
für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage 
obliegt; Sie können aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des Ihnen ent-
standenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei 
demselben Versicherer bestehen.

 Erlangen Sie oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem 
vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträ-
gen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungs-
summen, aus denen die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen 
ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt 
keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Ver-
sicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

c) Haben Sie eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

 Uns steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem wir von den die Nichtig-
keit begründenden Umständen Kenntnis erlangt haben.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
a) Haben Sie den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 

ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, 
können Sie verlangen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder 
die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrags auf 
den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.

 Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme 
und Anpassung des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem uns 
die Erklärung zugeht.

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversiche-
rung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versicherungs-
verträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer 
geschlossen worden, können Sie nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.

§ 22 Was ist bei der Versicherung für fremde Rechnung zu beachten?
1. Rechte aus dem Vertrag
Sie können den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 
Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht 
nur Ihnen und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte 
den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
Wir können vor Zahlung der Entschädigung an Sie den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zah-
lung der Entschädigung nur mit Ihrer Zustimmung verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
a) Soweit Ihre Kenntnis und Ihr Verhalten von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 

der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten 
des Versicherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Ihre Interessen und die 
des Versicherten umfasst, müssen Sie sich für Ihr Interesse das Verhalten und 
die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte Ihr 
Repräsentant ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne 
sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
gung an Sie nicht möglich oder nicht zumutbar war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn Sie den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und uns nicht darüber informiert 
haben.

§ 23 Welche Aufwendungen werden im Schadenfall ersetzt?
1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die Sie bei Eintritt des Versi-

cherungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Scha-
dens für geboten halten durften oder die Sie auf unsere Weisung machten.

b) Machten Sie Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versiche-
rungsfall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so 
leisten wir Aufwendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nach-
träglichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolg-
reich waren oder die Aufwendungen auf unsere Weisung erfolgten.

c) Sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, können wir auch den Aufwen-
dungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen.

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen 
zusammen höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter Position; dies 
gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf unsere Weisung entstanden sind.

e) Wir haben den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen Betrag auf Ihr 
Verlangen vorzuschießen.

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder ande-
rer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, 
wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden. Soweit sich 
aus einem Ländergesetz oder einer anderen regionalen rechtlichen Vorgabe 
ergibt, dass diese Kosten Ihnen in Rechnung gestellt werden können, werden 
diese Kosten gegen Vorlage der Rechnung ebenfalls ersetzt.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
a) Wir ersetzen bis zu einer Höhe von 3.000 Euro die Kosten für die Ermittlung 

und Feststellung eines von uns zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren.

 Ziehen Sie einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese 
Kosten nur ersetzt, soweit Sie zur Zuziehung vertraglich verpflichtet sind oder 
Sie von uns dazu aufgefordert wurden.

b) Sind wir berechtigt, unsere Leistung zu kürzen, können wir auch den Kostener-
satz nach a) entsprechend kürzen.

§ 24 Was gilt bei Übergang von Ersatzansprüchen?
1. Übergang von Ersatzansprüchen
Steht Ihnen ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf 
uns über, soweit wir den Schaden ersetzen. Der Übergang kann nicht zu Ihrem 
Nachteil geltend gemacht werden. Richtet sich Ihr Ersatzanspruch gegen eine 
Person, mit der Sie bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft leben, 
kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Sie haben Ihren Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren, und 
nach Übergang des Ersatzanspruchs auf uns bei dessen Durchsetzung durch uns 
soweit erforderlich mitzuwirken.

Verletzen Sie diese Obliegenheit vorsätzlich, sind wir zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als Sie infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen können. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit sind wir berechtigt, 
unsere Leistung in einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
tragen Sie.
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§ 25 Welches Kündigungsrecht besteht nach dem Versicherungsfall?
1. Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den 
Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklären. Sie 
muss der anderen Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung oder 
Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.
2.  Kündigung durch Sie
Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei uns wirksam. 
Sie können jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.
3. Kündigung durch uns
Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem Zugang bei Ihnen wirk-
sam.

§ 26 Wann entfällt unsere Entschädigungspflicht aus besonderen 
Gründen?

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungs-
falles

a) Führen Sie den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so sind wir von der Ent-
schädigungspflicht frei.

 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen 
Vorsatzes in Ihrer Person festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 
Schadens als bewiesen.

b) Führen Sie den Schaden grob fahrlässig herbei, verzichten wir auf die Einrede 
der groben Fahrlässigkeit und die damit verbundene Kürzung der Entschädi-
gungsleistung. 

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
Wir sind von der Entschädigungspflicht frei, wenn Sie uns arglistig über Tatsachen, 
die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuschen 
oder zu täuschen versuchen.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafur-
teil gegen Sie wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die 
Vo raussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 27 Was ist bei der Mitteilung an uns zu beachten? Was gilt bei Ände-
rung Ihrer Anschrift?

1. Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag nicht 
etwas anderes bestimmt ist, sind die für uns bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber uns 
erfolgen, in Textform oder ohne Formerfordernis abzugeben.
Kündigungen des Vertrages sind grundsätzlich in Schriftform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an unsere Hauptverwaltung oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerich-
tet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärungen und 
Anzeigen bleiben unberührt.
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die Ihnen gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte uns bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei 
einer uns nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen.
3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
Haben Sie die Versicherung unter der Anschrift Ihres Gewerbebetriebs abgeschlos-
sen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 28 (nicht belegt)

§ 29 Welche Auswirkungen haben Kenntnis und Verhalten Ihrer Reprä-
sentanten?

Sie müssen sich die Kenntnis und das Verhalten Ihrer Repräsentanten zurechnen 
lassen.

§ 30 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag?
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstan-
den ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der 
Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen 
müsste.

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns angemeldet worden, zählt 
bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang unserer in 
Textform mitgeteilten Entscheidung beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 31 Welches Gericht ist zuständig?
1. Klagen gegen uns oder den Versicherungsvermittler
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, können 
Sie Ihre Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbe-
betriebes zuständigen Gericht geltend machen.
2. Klagen gegen Sie
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung gegen 
Sie ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der 
Klageerhebung Ihren Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen Ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, können 
wir unsere Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewer-
bebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

§ 32 Welches Recht findet Anwendung?
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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In Ergänzung der Allgemeinen Glas-Versicherungsbedingungen (AGlB 2011) gelten 
folgende Vereinbarungen

Versicherte Kosten
Versichert sind in Erweiterung von § 4 Nr.1 c-f) AGlB die infolge eines Versiche-
rungsfalles notwendigen Kosten für 
–  zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von versicherten 

Sachen durch deren Lage verteuert (z.B. Kran- oder Gerüstkosten) bis 5.000 
EUR je Versicherungsfall, 

–  die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfilterla-
cken und Folien auf den versicherten Sachen (siehe § 3) bis 5.000 EUR je Ver-
sicherungsfall, 

–  das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die das Einsetzen von Ersatz-
scheiben behindern (z.B. Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.) bis 5.000 
EUR je Versicherungsfall, 

–  die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, 
Schutz- und Alarmeinrichtungen bis 5.000 EUR je Versicherungsfall.

Paket Kosten Plus
GL 3301 5.12

Soweit vereinbart, gilt: 


